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I‚m N a m e n d e s V o l k e s‘

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

% e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 5° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 470 Oktober 4969 durch

Bundesrichter Dr° K r e b s

— Vorsitzender — ‚
Bundesrichter S p i e l m e y e r und

Bundesrichter — Schroeder — Printzen„

Bundessozialrichter B l o b e l und

Bundessozialrichter W e n d e'r o t h

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Baye—

rischen Landessozialgerichts vom 70 Februar 4968

wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten„
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9.2.9.3...an

Die Beteiligten streiten darüber? ob die beklagte Allge—
meine Ortskrankenkasse dem klagenden Bezirk Mittelfranken

als Sozialhilfeträger Hausgeld anläßlich des Aufenthalts

der bei ihr versicherten Ida B; WWW:;1 wegen Schizophrenie

in der Heil» und Pflegeanstalt Erlangen
zu zahlen hato Die

Beklagte hat dies unter Hinweis auf 5 6 der Vereinbarung

anstelle des Halbierungssatzes abgelehnt‚ die am 28° Februar

4962 zwischen den bayerischen Bezirken (Sozialhilfever—

waltungen) einerseits und den Landesverbä■den der Ortskran—

kenkassen, der Betriebskrankenkassen, der Innungskranken—

kassen in Bayern‚ dem Verband der Landkrankenkassen in

Bayern sowie dem Verband der Angestellten—Krankenkassen eV

Hamburg9 dem Verband der Arbeiter—Ersatzkassem eV Hamburg

und der Süddeutschen Knappschaft andererseits getroffen wur—

de° Nach dieser Vorschrift gewähren die Krankenkassen Haus—

geld nach S 186 der Reichsversicherungsordnung (BVD), so—
weit nach ihren Feststellungen die Voraussetzungen des

@ 184 RVG gegeben sind° Nach Ansicht der Beklagten liegen

die Voraussetzungen des 5 184 RVO aber nicht vor„

Daraufhin hat der Kläger Klage auf Zahlung von 519720 DM
(das der Versicherten in der streitigen Zeit zustehende

Hausgeld) erhoben° Das Sozialgericht (SG) hat die Klage ab—
gewiesen und die Berufung zugelassen() Das Landessozialge—

richt (LSG) hat die Berufung des Klägers zurückgewieseno
Zur Begründung hat es auSgeführt:

Nach 5 1554 RVG könne der Träger der Sozialhilfe? der nach
gesetzlicher Pflicht einen Hilfsbedürftigen für eine Zeit

unterstützt habe‚ für welche dieser Anspruch nach diesem
Gesetz habe‘) bis zur Höhe des Anspruchs nach den 83 1552

bis 1557 EVO Ersatz verlangeno Würden gegen Krankheit ver—
sicherte Geisteskranke von anderen Stellen als von den Trä+

gern der gesetzlichen Krankenversicherung in Heil— und

Pflegeanstalten eingewiesen‚ so traten die Fürsorgeverbän—

de als Kostenträger auf und es seien nach dem gemeinsamen
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Erlaß des Reichsarbeitsministers und des Reichsinnenministers

vom 5° September 4942 (AN 4942‚ 490) — sogenannter Halbie—

rungserlaß — die durch die Unterbringung entstandenen Kosten

je zur Hälfte vom Träger der gesetzlichen Krankenversiche-

rung und dem Fürsorgeverband zu tragen„ Dieser Halbierungs—

erlaß sei kein zwingendes Recht‚ so daß die Beteiligten

eine andere Regelung treffen könnten (vglo BSG 99 442 ff)„

Dies sei im vorliegenden Fall durch die Vereinbarung °n—

stelle des Halbierungserlasses vom 280 Februar 4962 gesche—

hen° Dieser enthalte bezüglich Hausgeld eine besondere Vor—

schrift in 5 6‚ wonach die Krankenkassen Hausgeld nach 5 486

EVO zu gewähren hätten, soweit nach ihren Feststellungen

die Voraussetzungen des 5 484 EVO gegeben seieno Da im vor—

liegenden Falle die Beklagte festgestellt habe‚ daß bei

der Versicherten die Voraussetzungen des 5 484 RVO nicht

vorgelegen hätten3 bestehe somit im Verhältnis zwischen ihr

und dem Kläger kein Anspruch auf Hausgeldo Das LSG hat die

Revision zugelassen°

Der Kläger hat gegen das Urteil Revision eingelegto Er

trägt vor:
ä '

‘
Der Text des 5 6 der Vereinbarung anstelle des Halbierungs—

erlasses9 wonach die Krankenkassen Hausgeld nach 5 486 RVO

gewährten, soweit nach ihren Feststellungen die Voraussetzun—

gen des 5 484 RVO gegeben seien9 könne nicht so ver—
standen werden? daß die Entscheidung der Krankenkassen im
sozialgerichtlichen Verfahren nicht nachprüfbar wäre° Es

komme deshalb für die Begründetheit des geltend gemachten

Ersatzanspruchs darauf an? ob trotz Vorliegens einer Ein—

weisung aus Gründen der gesetzlichen Sicherheit und Ordnung

ein Behandlungsfall im Sinne der gesetzlichen Krankenver—

sicherung vorlägeo Dies müsse im sozialgerichtlichen Ver—

fahren nachgeprüft werdeno

Der Kläger beantragt‚

die Urteile des SG Nürnberg vom 290 November

4965 und des Bayerischen LSG vom 80 Februar
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4968 aufzuheben und die Beklagte zu verur—
teilen9 für die Dauer der stationären Behand—

lung der Versicherten Ida B::tt■ü■■iaus dem

' Hausgeldanspruch Ersatz in Höhe von 549‚20 DM

“in ' zu leisten„ ' ' ' ‘ ‘

Die Beklagte beantragt‚

die Revision als unzulässig zu verwerfen‚

Ihilfsweise‚
sie zurückzuweisen°

Sie ist in erster Linie der Auffassung? daß die Zulassung

der Revision offensichtlich gegen das Gesetz verstoße und

daher unwirksam sei‚ weil es sich im vorliegenden Fall

nur um die Auslegung von Landesreoht handeleo

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung einverstanden° '

II

Die Revision ist nicht begründet„

Sie ist entgegen der Ansicht der Beklagten zulässig‚ weil

die Zulassung des Rechtsmittels nicht gegen das Gesetz ver—
stößt und deshalb für das Bundessozialgericht (BSG) bindend

ist (vgl° BSG 109 240)° Zwar hat das BSG in BSG 459 140

ausgesprochen‚ daß Vorabentscheidungen nach 5 590 Absc 2

der Zivilprozeßordnung (ZPO) als Zwischenurteile im Sinne
des 5 505 ZPO nur mit dem Endurteil angefochten werden

könnten und daß die Zulassung der Revision gegen ein sol—

ches Zwischenurteil daher unwirksam seid Weiter ist in

BSG 15, 52 entschieden‚ daß gegen ein Zwischenurteil über

eine Prozeßvoraussetzung die Revision nicht gegeben sei?

wenn das Vorliegen dieser Prozeßvoraussetzung verneint

_.5_
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"5"

werde, und zwar dann, wenn das LSG die Revision zugelassen

habe° Das BSG hat auch weiter angenommen, daß die Zu—

lassung der Revision gegen ein Zwischenurteil, das die

örtliche Zuständigkeit des Gerichts bejaht hat (% 512a

ZPO), unwirksam sei \DDU 10, 255)°

Um einen derartigen Fall handelt es sich aber nicht° Denn

das LSG hat zuerst geprüft, ob der Halbierungserlaß vom

50 September 4942 (AN 4942, 490), also nunmehriges Bundes—

recht, anwendbar oder ob hier eine anderweitige vertragliche

Regelung zulässig sei„ Das LSG hat eine vertragliche Abände—

rung des Halbierungserlasses für zulässig angesehen und ist

deshalb zu dem Ergebnis gekommen, daß die Vereinbarung vom

28° Februar 4962gültig sei„ DasLSGhat also den vorlie—
genden Fall nicht nur unter dem Gesichtspunkt irrevisib—

len Rechts, sondern auch bezüglich der Anwendung revisib—

len Rechts geprüft° Insofern unterscheidet sich der vor—
liegende Fall von dem Urteil des Bundesgerichtshofes vom

eo Juni 1969 (Zeitschrift für das gesamte Familienrecht,
1969, 478), worin ausgesprochen ist, die Zulassung der Re—

vision sei ohne Wirkung, wenn sie wegen einer gemäß 5 549

ZPO irrevisiblen Rechtsfrage erfolgt sei„ Weil das LSG

also hier eine Prüfung revisiblen und irrevisiblen Rechts

vorgenommen hat, ist nicht ersichtlich, daß die Revision

ng; wegen einer nach 5 549 ZPO irrevisiblen Rechtsfrage
zugelassen worden ist„ Es liegt also keine Zulassung gegen

das Gesetz vor, so daß der AussPruch der Zulassung für

dasBSGbindendist„ .

Das Rechtsmittel ist jedoch nicht begründeto Das LSG hat

zunächst im Anschluß an BSG 9, 412 ff zutreffend entschie—

den, daß der Halbierungserlaß nicht zwingendes Recht, son—
dern dispositives Recht ist und daß es den Beteiligten

überlassen bleibt, eine andere Regelung zu treffen„ Dies

ist im vorliegenden Falle in der Vereinbarung vom 280 Fe—

bruar 1962 gescheheno Die Entscheidung hängt also davon ab,

wie 5 6 dieser Vereinbarung auszulegen ist°

_ 6 _
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Nach 5 166 Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) kann

die Revision nicht darauf gestützt werden, daß die

Entscheidung auf der Nichtanwendung oder unrichtigen An—

wendung einer Vorschrift beruht, die sich nicht über den

Bezirk des Berufungsgerichts hinaus erstreckt„ lm vor—

liegenden Fall handelt es sich um eine Vereinbarung, die

nur in Bayern, also nicht über den Bezirk des Bayerischen

LSG hinaus, gilt, Diese Vereinbarung muß als eine

”Vorschrift" im Sinne des 5 166 Abs° 2 SGGangesehen
werden„ Denn unter Vorschriften sind alle nach den Grund—

sätzen des öffentlichen Rechts geschaffenen Normen an—

zusehen, Darunter fallen auch Verwaltungsvorschriften,

allgemeine Geschäftsbedingungen und ähnliche Vereinbarun—

gen, die nicht nur interne Anweisungen an Behörden sind,

sondern objektives Recht enthalten (vgl° Baumbach—Lauter—

bach, ZPO,27° Aufl„, 5 549Anm„4 A); Der Charakter
der geannten Vereinbarung vom 28° Februar 4962 als

nicht revisibles Landesrecht hat zur Folge, daß das

BSG an die Auslegung, die das LSG der streitigen Vor—

schrift gegeben hat, gebunden ist, Das LSG ist nun zu
dem Ergebnis gekommen, bei der Frage, ob Hausgeld zu
gewähren sei, komme es auf die Feststellungen der Kran—

kenkasse über die Voraussetzungen des 5 184 RVO an; die
Beklagte habe aber festgestellt, daß diese Voraussetzungen

nicht gegeben seien° Die Revision ist daher unbegründet

(vgl° Baumbach—Lauterbach, aa0, @ 549 ZPO Anm„ 4 A)°

Das Rechtsmittel mußte daher, ohne daß noch zu prüfen

_
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war, ob der Kläger zum Ausgleich für den verauslag—

ten Mietzins überhaupt das Hausgeld in Anspruch

nehmen kann (vgl° @ 4555 Nr„ 5 EVO), zurückgewiesen

werden° } ”

Die Kosténentscheidung ergeht nach 5 495 SGGO
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Bundessozialgericht Kassel, den 400

Der Vorsitzende des 5° Senats

Az„z 5 BK 50/68
—-————„——————————

Dezember 4969

B e s c h l u B

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

-g e g e n

ocoooooooo oooooooooooo (70°!)

Beklagte und Revisionsbeklagte„

Das Urteil vom 470 Oktober 4969 wird gemäß55 4653 455, 458
des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) dahingehend berichtigt, daß

es auf Seite 7, Zeilen 45 und 24 (in der Ausfertigung Seite 6‚

Zeilen 4 und 9) Jeweils

Statt “oouo @ 466 Abs 2 SGG "

richtig "————5 462 Abs 2 SGG "

heißen muß°

In Vertretung

Bundesrichter
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